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Anlage 11 zur GRDrs 861/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	51-00-43

51016050

	Jugendamt
	S 15
	Sozialarbeiter/-in
	0,4
	--
	hh-neutral
(25.960 €)


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird eine 0,4 Stelle für die Schwangerenberatung in Entgeltgruppe S 15. Durch einen Zuwendungsbetrag des Landes i.H. von 25 155,20 € wird dieser Stellenanteil gegenfinanziert.
2
Schaffungskriterien

Zur Erfüllung neuer zwingender gesetzlicher Vorschriften; neue Aufgabenstellung; haushaltsneutral.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Das neue Bundeskinderschutzgesetz vom 22.12.2011 schreibt u.a. im Artikel 1 §3 die Pflicht der Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen zur Mitwirkung im entsprechenden Netzwerk vor. Auch im Schwangerschaftskonflikt sieht das BKiSchG in Artikel 3 Änderungen vor, die eine Erweiterung des bisherigen Aufgabenspektrums bedeutet, wie z.B.

- die erweiterte Informationsweitergabe zu Beratungsangeboten vor Ort

- die verstärkte sozialräumlich orientierte Mitarbeit in Netzwerken
- die Erweiterung der Angebote zum Thema Partnerschaft, Erziehungs- und Beziehungskompetenzen
- spezielle Angebote für Männer/werdende Väter

- eine Intensivierung präventiver Maßnahmen in Bezug auf das Thema Kinderschutz

Bereits das 2009 beschlossene Gendiagnostikgesetz bedeutete für die Schwangerschaftsberatungsstellen eine wesentliche Aufgabenerweiterung, die durch Hinzukommen des genannten BKiSchGesetzes mit der bisherigen personellen Ausstattung so nicht mehr zu leisten ist.

3.2. Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Diese Vielzahl an neuen Aufgaben konnte bisher nur oberflächlich wahrgenommen werden. Gesetzliche vorgeschriebene Pflichtaufgaben können bisher selbst bezüglich Mindestanforderungen nicht erfüllt werden.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

- Fachlichkeit im notwendigen Maße nicht haltbar, geschweige denn zu intensivieren
- Probleme mit Vertretungsregelungen

- Keine Bereitstellung fristgerechter Terminangebote, wie gesetzlich vorgeschrieben

- Anforderungen des Kinderschutzes entsprechend der gesetzlichen Lage nicht erfüllt

- durch fehlende Mitwirkung in entsprechenden Netzwerken keine ausreichende Beratung und somit kein Zugang zu bestehenden Angeboten möglich

4
Stellenvermerke

keine






